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Antrag 
 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 
 
Kurze Wege in Arbeit: Vernetzte Unterstützung am Arbeitsmarkt stärken 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Wer Unterstützung am Arbeitsmarkt sucht, braucht schnelle, verständliche und verlässliche 
Beratung. In der Praxis treffen Menschen jedoch häufig auf ein System mit vielen Zuständig-
keiten: Agenturen für Arbeit, Jobcenter, Kommunen, Kammern, Ausländerbehörden, Renten-
versicherung, Träger oder Beratungsstellen sind je nach Anliegen beteiligt. Gerade bei kom-
plexen Lebenslagen führt das oft zu mehreren Terminen, wiederholten Schilderungen dersel-
ben Situation und langen Wegen bis zur Klärung des nächsten Schritts. 
 
Das betrifft nicht nur Menschen in verschiedenen schwierigen Lebenslagen, sondern auch 
Unternehmen und Institutionen, die Fachkräfte gewinnen, Beschäftigte qualifizieren oder Men-
schen beim Übergang in Arbeit unterstützen wollen. Arbeits- und Fachkräftesicherung, beruf-
liche Weiterbildung, Integration in Arbeit, berufliche Rehabilitation und der Übergang von der 
Schule in den Beruf gelingen sehr viel besser, wenn vorhandene Beratungskompetenzen im 
richtigen Moment zusammengeführt werden. 
 
Gute Beratung entscheidet sich daher nicht allein an der Qualität einzelner Stellen, sondern 
auch daran, wie gut diese miteinander verbunden sind. Ziel muss ein Sozialstaat sein, der 
Orientierung gibt, Zuständigkeiten klärt und konkrete nächste Schritte ermöglicht. Menschen 
sollen nicht von Behörde zu Behörde verwiesen werden, sondern im richtigen Moment Zugang 
zu den jeweils relevanten Kompetenzen erhalten. 
 
Ein vielversprechender Ansatz hierfür ist die von der Bundesagentur für Arbeit entwickelte 
vernetzte hybride Beratung. Sie verbindet persönliche Beratung vor Ort mit der anlassbezoge-
nen digitalen Zuschaltung weiterer interner oder externer Expertinnen und Experten. So kön-
nen unterschiedliche Zuständigkeiten in einem Beratungsgespräch zusammengeführt, Rück-
fragen unmittelbar geklärt und weitere Prozessschritte verbindlich abgestimmt werden. 
 
Das Modell wurde zunächst in der Agentur für Arbeit Ahlen-Münster entwickelt und wird inner-
halb der Bundesagentur für Arbeit sukzessive auf weitere Agenturen ausgeweitet. In der prak-
tischen Anwendung können beispielsweise interne Dienste der Agenturen für Arbeit, Jobcen-
ter, Deutsche Rentenversicherung, Kammern, Ausländerbehörden, Wohlfahrtsverbände, Bil-
dungsträger, Landschaftsverbände oder schulische Akteure in Beratungssituationen einbezo-
gen werden. 
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Auch die Kommission zur Sozialstaatsreform greift diesen Ansatz ausdrücklich auf und emp-
fiehlt, die vernetzte hybride Beratung auszuweiten, um Verfahren zu beschleunigen und Be-
hördengänge zu ersetzen. Bereits heute bestehe die Möglichkeit, bei Beratungsgesprächen 
passende Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner aus anderen Behörden und Rechts-
kreisen virtuell zuzuschalten. Die Kommission verweist dabei ausdrücklich auf Verwaltungs-
vereinbarungen als mögliche Grundlage für eine Ausweitung.1 
 
Gerade für Nordrhein-Westfalen bietet dieser Ansatz wichtige Anknüpfungspunkte. Die Regi-
onaldirektion Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für Arbeit ist eine zentrale arbeitsmarkt-
politische Partnerin im Land. Auch im Rahmen der Fachkräfteoffensive NRW arbeiten Landes-
regierung, Unternehmen, Hochschulen, Kammern, Verbände, Sozialpartner und die Regional-
direktion Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für Arbeit zusammen. Vernetzte hybride Be-
ratung kann hier einen konkreten Beitrag leisten, um vorhandene Potenziale besser zu er-
schließen und Übergänge in Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung gezielter zu unter-
stützten. 
 
Zugleich bietet sie wichtige Chancen für mehr Inklusion und Integration auf dem Arbeitsmarkt. 
Menschen mit besonderem Beratungs- und Unterstützungsbedarf sind im Beratungsprozess 
häufig mit zusätzlichen Hürden konfrontiert, weil unterschiedliche Zuständigkeiten zwischen 
Arbeitsverwaltung, Rehabilitationsträgern, Integrationsfachdiensten, Ausländerbehörden, 
Landschaftsverbänden, Bildungsträgern oder Arbeitgebende aufeinandertreffen. Durch die di-
gitale Zuschaltung relevanter Fachstellen können Unterstützungsbedarfe schneller abge-
stimmt, individuelle Fördermöglichkeiten frühzeitiger geklärt und Übergänge in Ausbildung, 
Qualifizierung oder Beschäftigung besser begleitet werden. Gleichzeitig können barrierefreie 
digitale Formate Wege erleichtern und die Teilhabe an Beratungsangeboten verbessern. Ver-
netzte hybride Beratung kann damit einen Beitrag leisten, die Beschäftigungschancen von 
Menschen mit besonderen Beratungs- und Unterstützungsbedarfen zu stärken und bislang 
ungenutzte Fachkräftepotenziale stärker für den Arbeitsmarkt zu erschließen. 
 
Nordrhein-Westfalen kann an den Schnittstellen von Arbeitsmarktpolitik, kommunaler Da-
seinsvorsorge und sozialer Beratung wichtige Impulse für verbindlichere und bürgernähere 
Beratungsprozesse setzen. Wo Landesstrukturen, kommunale Zuständigkeiten und Angebote 
der Arbeitsverwaltung ineinandergreifen, braucht es klare Kooperationen zwischen Kommu-
nen, Kreisen, Jobcentern, Kammern, Integrationsstrukturen, Jugendberufsagenturen, Bera-
tungsstellen, Trägern, Wohlfahrtsverbänden und weiteren arbeitsmarktpolitischen Akteuren. 
Das Sozialgesetzbuch III bietet hierfür mit Verwaltungsvereinbarungen zwischen Agenturen 
für Arbeit, Kreisen und Gemeinden einen geeigneten Rahmen. 
 
Der Mehrwert liegt nicht im Aufbau neuer Parallelstrukturen, sondern in der besseren Nutzung 
vorhandener Angebote. Vernetzte hybride Beratung ersetzt keine Fachverfahren, keine recht-
lichen Prüfungen und keine spezialisierten Beratungsdienste. Sie sorgt vielmehr dafür, dass 
vorhandene Expertise schneller im Beratungsgespräch verfügbar wird. Persönliche Beratung 
vor Ort bleibt dabei unverzichtbar; digitale Zuschaltung soll sie nicht ersetzen, sondern sinnvoll 
ergänzen. 
 
  

 
1 Kommission zur Sozialstaatsreform: Empfehlungen der Kommission zur Sozialstaatsreform, Empfeh-
lung 24, 2026, S. 41. 
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Nordrhein-Westfalen sollte dieses Potenzial nutzen und gemeinsam mit der Regionaldirektion 
Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für Arbeit sowie den relevanten Partnerinnen und 
Partnern prüfen, wie vernetzte hybride Beratungsformate stärker mit bestehenden Landes- 
und Kommunalstrukturen verbunden werden können. Dies soll im Rahmen vorhandener Struk-
turen und verfügbarer Ressourcen erfolgen, ohne neue Parallelstrukturen oder zusätzliche 
Förderkulissen zu schaffen. 
 
II. Beschlussfassung  
 
Der Landtag stellt fest, 
 

• gute Beratung ist ein zentraler Baustein für Teilhabe, Arbeits- und Fachkräftesicherung, 
berufliche Qualifizierung und erfolgreiche Inklusion und Integration in Arbeit.  

• viele Beratungsanliegen betreffen mehrere Zuständigkeiten zugleich und erfordern eine 
intensivere Abstimmung zwischen Arbeitsverwaltung, Kommunen, Kammern, Trägern, 
Beratungsstellen und weiteren Akteuren.  

• vernetzte hybride Beratungsformate können dazu beitragen, vorhandene Expertise 
schneller zusammenzuführen, Prozesse zu beschleunigen und Mehrfachwege für Men-
schen mit besonderem Beratungs- und Unterstützungsbedarf zu vermeiden.  

• persönliche Beratung vor Ort bleibt unverzichtbar. Digitale Zuschaltung weiterer Fach-
stellen kann sie sinnvoll ergänzen und die Klärung komplexer Anliegen erleichtern. 

• Nordrhein-Westfalen kann die Zusammenarbeit an den Schnittstellen von Landespolitik, 
Kommunen und Arbeitsmarktakteuren gezielt stärken und bestehende Beratungs- und 
Unterstützungsangebote besser miteinander verbinden. 

• vernetzte hybride Beratung kann insbesondere Menschen mit besonderem Beratungs- 
und Unterstützungsbedarf zugutekommen, indem Fachstellen frühzeitiger eingebunden, 
Fördermöglichkeiten schneller geklärt und Übergänge in Ausbildung, Qualifizierung oder 
Beschäftigung besser begleitet werden. 

 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung im Rahmen vorhandener Mittel, 
 

• gemeinsam mit der Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für Arbeit 
zu prüfen, wie vernetzte hybride Beratungsformate in Nordrhein-Westfalen stärker ge-
nutzt und mit bestehenden Landes- und Kommunalstrukturen verbunden werden kön-
nen;  

• bestehende Beratungs- und Unterstützungsstrukturen in den Bereichen Fachkräftesi-
cherung, Qualifizierung, Inklusion, Integration, Jugendberufsagenturen, berufliche Re-
habilitation und Teilhabe auf Anschlussfähigkeit an vernetzte hybride Beratungsformate 
zu prüfen;  

• gemeinsam mit Kommunen, Kreisen, Jobcentern, Kammern, Trägern, Wohlfahrtsver-
bänden und weiteren relevanten Akteuren zu beraten, wie die digitale Zuschaltung zu-
sätzlicher Expertise Beratungsprozesse vereinfachen, beschleunigen und persönliche 
Beratung vor Ort sinnvoll ergänzen kann; 

• gemeinsam mit den beteiligten Akteuren Konzepte zu entwickeln, wie vernetzte hybride 
Beratungsformate die Beschäftigungschancen von Menschen mit besonderem Bera-
tungs- und Unterstützungsbedarf durch eine frühzeitigere Einbindung relevanter Fach-
stellen, eine bessere Abstimmung von Fördermöglichkeiten und eine barrierearme Be-
ratung stärken können; 
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• praxistaugliche, datenschutzkonforme und barrierearme Standards für Rollenklärung, 
Terminabstimmung, digitale Zuschaltung und Verfahrensabstimmung zu erarbeiten so-
wie gute Praxisbeispiele aus Nordrhein-Westfalen, insbesondere aus der Agentur für 
Arbeit Ahlen-Münster, für interessierte Regionen, Kommunen und Beratungsnetzwerke 
zugänglich zu machen. 

 
 
 
Thorsten Schick Wibke Brems 
Matthias Kerkhoff Mehrdad Mostofizadeh 
Bianca Winkelmann Jule Wenzel 
Marco Schmitz Gönül Eğlence 
 Benjamin Rauer 
 Dennis Sonne 
  
und Fraktion und Fraktion 
  

 
 
 


